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Beschlußempfehlung und Bericht 
des Finanzausschusses (7. Ausschuß) 

zu dem von den Fraktionen der CDU/CSU, SPD und FDP eingebrachten 

Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Änderung des Berlinförderungsgesetzes 
— Drucksache 9/2086 — 

A. Problem 

Die Herstellerpräferenz nach §§ 1 und 1 a BerlinFG hat in ihrer 
derzeitigen Form einer Verringerung der Wertschöpfung in der 
Berliner Industrie und einem erheblichen Abbau von Arbeits-
plätzen in Berlin (West) nicht ausreichend entgegengewirkt. 
Die Ursachen hierfür werden in der subtraktiven Ermittlung 
der Berliner Wertschöpfung (Wirtschaftlicher Umsatz abzüg-
lich wirtschaftlicher Materialeinsatz) und der geringen Diffe-
renzierung der von der Höhe der Wertschöpfung abhängigen 
Präferenzsätze gesehen. 

B. Lösung 

Die Berliner Wertschöpfung der begünstigten Unternehmen 
soll zukünftig additiv aus einzelnen Wertschöpfungskompo-
nenten ermittelt werden. Dabei wird auf einen modifizierten 
Wertschöpfungsbegriff abgestellt, um der regionalen Leistung 
in Berlin (West) in besonderem Maße Rechnung zu tragen. Zu-
gleich sollen die Präferenzsätze stärker als bisher differenziert 
werden. Das Gesetzesvorhaben verfolgt damit das Ziel, das be-
stehende System der Herstellerpräferenz effizienter zu gestal-
ten. Nach der Umgestaltung soll die Herstellerpräferenz ver-
stärkt Anreize zu einer Erhöhung der Wertschöpfung in der 
Berliner Industrie bieten sowie zur Sicherung vorhandener 
und Schaffung neuer, insbesondere höherwertiger Arbeits-
plätze und zur Intensivierung der gewerblichen Verflechtun-
gen in Berlin (West) beitragen. 

Einstimmigkeit im Ausschuß 
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C. Alternativen 

keine 

D. Kosten 

Durch die Umgestaltung der Herstellerpräferenz entstehen zu-
sätzliche Kosten in Höhe von insgesamt ca. 80 Mio. DM (davon 
Bund 52 Mio. DM) für eine Übergangszeit von zwei Jahren in 
Form von Steuermindereinnahmen in den Jahren 1985 bis 
1986. Darüber hinaus werden durch die Gesetzesänderung 
Mehrkosten nicht anfallen. 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 9/2086 — in der aus der anliegenden Zusam-
menstellung ersichtlichen Fassung anzunehmen. 

Bonn, den 24. November 1982 

Der Finanzausschuß 

Rentrop 

Vorsitzender 

Frau Geiger 

Berichterstatter 

Dr. Spöri 
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Zusammenstellung 
des Entwurfs eines Dritten Gesetzes zur Änderung des Berlinförderungsgesetzes 
— Drucksache 9/2086 — 
mit den Beschlüssen des Finanzausschusses (7. Ausschuß) 

Entwurf 

Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Änderung des 
Berlinförderungsgesetzes 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes-
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Berlinförderungsgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 23. Februar 1982 (BGBl. I 
S. 225) wird wie folgt geändert: 

1. § 1 wird wie folgt geändert: 

a) In den Absätzen 1 bis 4 wird die Zahl „4,5" je-
weils durch die Zahl „3" ersetzt. 

b) In Absatz 6 Satz 1 wird das Wort „sonstigen" 
gestrichen. 

c) Absatz 7 wird wie folgt gefaßt: 

„(7) Werden in den Fällen der Absätze 1 bis 
4 die Leistungen von einem Berliner Unter-
nehmer ausgeführt, dessen Berliner Wert-
schöpfungsquote (§ 6 a Abs. 1) im vorletzten 
Wirtschaftsjahr mindestens 15 betragen hat, 
so erhöht sich der Vomhundertsatz der Kür-
zung (Kürzungssatz) vorbehaltlich des Absat-
zes 8  
bei einer Wertschöpfungsquote im vorletzten 
Wirtschaftsjahr 

ab 15 bis unter 18 auf 3,1 
ab 18 bis unter 21 auf 3,2 
ab 21 bis unter 24 auf 3,3 
ab 24 bis unter 27 auf 3,4 
ab 27 bis unter 30 auf 3,5 
ab 30 bis unter 33 auf 3,6 
ab 33 auf 11 vom Hundert der Wertschöp-
fungsquote; der Kürzungssatz ist auf zwei De-
zimalstellen zu runden und darf 10 nicht über-
steigen. Der erhöhte Kürzungssatz gilt für 
den gesamten Besteuerungszeitraum. Er wird 
nur auf besonderen Antrag gewährt. Dem An-
trag ist eine Berechnung der Berliner Wert-
schöpfungsquote nach amtlich vorgeschriebe-
nem Vordruck beizufügen." 

d) Folgender neuer Absatz 8 wird eingefügt: 

„(8) Der erhöhte Kürzungssatz nach Absatz 
7 findet auf die Lieferungen der in § 4 Abs. 2 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Änderung des 
Berlinförderungsgesetzes 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes-
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Berlinförderungsgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 23. Februar 1982 (BGBl. I 
S. 225) wird wie folgt geändert: 

1. unverändert 
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Entwurf 

und 3 bezeichneten Gegenstände keine An-
wendung, wenn der Berliner Unternehmer 
die Gegenstände nicht selbst hergestellt 
hat."  

e) Der bisherige Absatz 8 wird Absatz 9. 

2. § 1 a wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird die Zahl „6" durch die Zahl 
„4" ersetzt. 

b) Folgender neuer Absatz 2 wird eingefügt: 

,,(2) Werden in den Fällen des Absatzes 1 die 
Gegenstände von einem Berliner Unterneh-
mer hergestellt, dessen Berliner Wertschöp-
fungsquote (§ 6 a Abs. 1) im vorletzten Wirt-
schaftsjahr mindestens 15 betragen hat, so er-
höht sich der Kürzungssatz 

bei einer Wertschöpfungsquote im vorletzten 
Wirtschaftsjahr 

ab 15 bis unter 18 auf 4,1 
ab 18 bis unter 21 auf 4,2 
ab 21 bis unter 24 auf 4,3 
ab 24 bis unter 27 auf 4,4 
ab 27 bis unter 30 auf 4,5 
ab' 30 bis unter 33 auf 4,6 
ab 33 auf 11 vom Hundert der Wertschöp-
fungsquote, erhöht um einen Vomhundert-
punkt; der Kürzungssatz ist auf zwei Dezimal-
stellen zu runden und darf 10 nicht überstei-
gen. § 1 Abs. 7 Satz 2 bis 4 gilt entspre-
chend." 

c) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3 und wie 
folgt gefaßt: 

„(3) Die Voraussetzungen für die Kürzung 
nach den Absätzen 1 und 2 sind belegmäßig 
(§§ 8, 9) und buchmäßig (§ 10) nachzuwei-
sen." 

3. § 4 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Nummer 8 Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„Das gilt nicht für Fertigfabrikate aus 
Zinn, die von einem Berliner Unterneh-
mer hergestellt worden sind, dessen Ber-
liner Wertschöpfungsquote (§ 6 a Abs. 1) 
im vorletzten Wirtschaftsjahr mehr als 50 
betragen hat, sowie für Druckgußerzeug-
nisse;". 

bb) In Nummer 12 Buchstabe b Satz 2 wird 
nach dem Wort „Kotelettstränge," das 
Wort „Schinken," eingefügt. 

cc) In Nummer 13 Buchstabe a wird im drit-
ten Klammerzusatz die Zahl „500" durch 
die Zahl „1000" ersetzt. 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

2. unverändert 

3. § 4 wird wie folgt geändert: 

a) unverändert 
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b) Absatz 2 Nr. 1 wird wie folgt gefaßt: 

„1. Kupfer und Kupferlegierungen in Form 
von Vor- und Rohmaterial, wenn die Ge-
genstände von einem Berliner Unterneh-
mer hergestellt worden sind, dessen Ber-
liner Wertschöpfungsquote (§ 6 a Abs. 1) 
im vorletzten Wirtschaftsjahr weniger als 
10 betragen hat;". 

c) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 1 Nr. 1 bis 4 wird wie folgt gefaßt: 

„1. Rohmassen (Marzipan-, Persipan- 
und Nougatmassen) und Kernpräpa-
raten (geschälte oder zerkleinerte 
Mandeln, Haselnüsse, Kaschunüsse, 
Aprikosenkerne, Pfirsichkerne) für 
die Kürzung nach § 1 a Abs. 1 um 25 
vom Hundert und für die Kürzung 
nach § 2 Abs. 1 um 72 vom Hundert; 

2. Kupfer und Kupferlegierungen in 
Form von Vor- und Rohmaterial für 
die Kürzung nach § 1 a Abs. 1 um 50 
vom Hundert und für die Kürzung 
nach § 2 Abs. 1 um 20 vom Hundert; 

3. Trinkbranntweinen und Halbfabri-
katen zur Trinkbranntweinherstel-
lung, ausgenommen Essenzen, (Ab-
satz 2 Nr. 2) für die Kürzungen nach 
§ 1 Abs. 1 und § 1 a Abs. 1 mit folgen-
der Maßgabe: 

a) Aus dem Entgelt oder Verrech-
nungsentgelt sind die Brannt-
weinabgaben auszuscheiden. 

b) Das nach Buchstabe a gekürzte 
Entgelt oder Verrechnungsent-
gelt ist um 40 vom Hundert zu 
mindern, wenn die Gegenstände 
von einem Berliner Unternehmer 
hergestellt worden sind, dessen 
Berliner Wertschöpfungsquote 
(§ 6 a Abs. 1) im vorletzten Wirt-
schaftsjahr weniger als 10 betra-
gen hat. 

c) Die sich nach den Buchstaben a 
und b ergebende Bemessungs-
grundlage ist mit dem zweifachen 
Betrag anzusetzen; 

4. Fleisch und genießbarem Schlacht-
abfall (Absatz 2 Nr. 2) für die Kür-
zung nach § 1 a Abs. 1 um 50 vom 
Hundert;". 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

b) Absatz 2 Nr. 1 und 2 erhalten folgende Fas-
sung: 

„1. Kupfer und Kupferlegierungen in Form 
von Vor- und Rohmaterial, wenn die Ge-
genstände von einem Berliner Unterneh-
mer hergestellt worden sind, dessen Ber-
liner Wertschöpfungsquote (§ 6 a Abs. 1) 
im vorletzten Wirtschaftsjahr weniger als 
10 betragen hat; 

2. Trinkbranntweine im Sinne des Gesetzes 
über das Branntweinmonopol in der im 
Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungs-
nummer 612-7, veröffentlichten berei-
nigten Fassung in der jeweils geltenden 
Fassung und Halbfabrikate zur Trink-
branntweinherstellung, ausgenommen 
Essenzen;". 

c) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 1 Nr. 1 bis 4 wird wie folgt gefaßt: 

„1. unverändert 

2. unverändert 

3. unverändert 

4. Fleisch und genießbarem Schlacht-
abfall (Absatz 2 Nr. 3) für die Kür-
zung nach § 1 a Abs. 1 um 50 vom 
Hundert;". 
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bb) Satz 1 Nr. 5 Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 
„Das Entgelt oder Verrechnungsentgelt 
darf nach der Minderung höchstens 7,20 
DM je Kilogramm betragen;". 

cc) In Satz 1 Nr. 9 wird die Zahl „36" durch die 
Zahl „5" und die Zahl „75" durch die Zahl 
„40" ersetzt. 

4. § 6 Abs. 2 wird wie folgt gefaßt: 

„(2) Weitere Voraussetzung für eine Herstel-
lung in Berlin (West) ist, daß die Berliner Wert-
schöpfungsquote (§ 6 a Abs. 1) des Berliner Un-
ternehmers, der den Gegenstand in Berlin (West) 
im Sinne von Absatz 1 mehr als geringfügig be-
handelt hat, im vorletzten Wirtschaftsjahr min-
destens 10 betragen hat. Auf die in § 4 Abs. 3 Satz 
1 Nr. 2 bis 5 und 9 bezeichneten Gegenstände fin-
det Satz 1 keine Anwendung." 

5. § 6 a wird wie folgt gefaßt:  
„§ 6 a  

Berliner Wertschöpfungsquote 

(1) Die Berliner Wertschöpfungsquote im 
Sinne dieses Gesetzes ist der Vomhundertsatz, 
der sich aus dem Verhältnis ergibt, in dem die 
Berliner Wertschöpfung zum wirtschaftlichen 
Umsatz der in Berlin (West) belegenen Betriebs-
stätten des Berliner Unternehmers steht. In den 
Fällen des § 2 Abs. 2 Nr. 2 des Umsatzsteuergeset-
zes sind Organgesellschaften als Betriebsstätten 
des Unternehmers anzusehen. 

(2) Als Berliner Wertschöpfung gilt die Summe 
aus 

1. dem Berliner Gewinn (§ 6 b Abs. 1), 

2. den Berliner Arbeitslöhnen (§ 6 b Abs. 2), 

3. den Hinzurechnungsbeträgen für bestimmte 
Berliner Arbeitnehmer, für Berliner Auszu-
bildende und für Berliner Unternehmer, die 
keine Körperschaften, Personenvereinigun-
gen oder Vermögensmassen im Sinne des § 1 
Abs. 1 Nr. 1 bis 6 des Körperschaftsteuerge-
setzes sind, (§ 6 b Abs. 3), 

4. den Aufwendungen für die Zukunftssiche-
rung der Berliner Arbeitnehmer (§ 6 b 
Abs. 4), 

5. den Berliner Zinsen (§ 6 b Abs. 5), 

6. den Berliner Abschreibungen (§ 6 b Abs. 6), 

7. dem Erhaltungsaufwand für abnutzbare be-
wegliche und unbewegliche Wirtschaftsgüter, 
die in den in Berlin (West) belegenen Be-
triebsstätten des Berliner Unternehmers ge-
nutzt werden, 

8. den Miet- und Pachtaufwendungen sowie den 
Erbbauzinsen für die Nutzung beweglicher 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

bb) unverändert 

cc) unverändert 

4. unverändert 

5. unverändert 
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und unbeweglicher Wirtschaftsgüter in den in 
Berlin (West) belegenen Betriebsstätten des 
Berliner Unternehmers und 

9. dem anrechenbaren Wert der Berliner Vorlei-
stungen (§ 6 c). 

Dieselben Beträge dürfen nur einmal in einer der 
Nummern 2 bis 9 angesetzt werden. Die in den 
Nummern 2 und 4 bis 8 bezeichneten Beträge 
sind nur insoweit einzubeziehen, als sie den Ber-
liner Gewinn gemindert haben. Die Sätze 2 und 3 
gelten nicht für aktivierte Eigenleistungen. 

(3) Als wirtschaftlicher Umsatz gilt die den in 
Berlin (West) belegenen Betriebsstätten des Ber-
liner Unternehmers zuzurechnende wirtschaftli-
che Leistung. Sie umfaßt 

1. die in § 1 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 des Umsatzsteuer-
gesetzes bezeichneten Umsätze einschließlich 
der nicht steuerbaren Umsätze außerhalb des 
Erhebungsgebiets mit den Bemessungs-
grundlagen nach § 10 des Umsatzsteuergeset-
zes, 

2. die Überlassung von Gegenständen an Unter-
nehmensteile außerhalb von Berlin (West) zu 
Marktpreisen ohne Umsatzsteuer, 

3. die Bestandsveränderungen der bearbeiteten 
unfertigen und fertigen Erzeugnisse zu Her-
stellungskosten und 

4. andere aktivierte Eigenleistungen zu Herstel-
lungskosten. 

Aus dem wirtschaftlichen Umsatz dürfen ausge-
schieden werden 

1. die Lieferungen und die Überlassung von 
nicht in Berlin (West) hergestellten Gegen-
ständen und sonstige Leistungen nicht Berli-
ner Ursprungs bis zu 25 vom Hundert des 
wirtschaftlichen Umsatzes und 

2. die Umsätze, die den in § 6 b Abs. 1 Satz 2 be-
zeichneten Beträgen zuzurechnen sind. 

Die Tabaksteuer, die Branntweinabgaben und 
die Kaffeesteuer bleiben bei der Ermittlung des 
wirtschaftlichen Umsatzes außer Ansatz, soweit 
sie der Berliner Unternehmer entrichtet hat. 

(4) Die Bundesregierung kann durch Rechts-
verordnung mit Zustimmung des Bundesrates 
zur Wahrung der Gleichmäßigkeit bei der Be-
steuerung, zur Beseitigung von Unbilligkeiten in 
Härtefällen oder zur Vereinfachung des Besteu-
erungsverfahrens den Umfang der Berliner 
Wertschöpfung und des wirtschaftlichen Umsat-
zes näher bestimmen." 

6. Nach § 6 a werden folgende §§ 6 b und 6 c einge-
fügt: 

„§ 6 b 
Begriffe 

(1) Als Berliner Gewinn im Sinne des § 6 a 
Abs. 2 Nr. 1 gilt der für Zwecke der Einkommen- 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

6. unverändert 
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steuer ermittelte Gewinn, der in den in Berlin 
(West) belegenen Betriebsstätten erzielt worden 
ist; bei Körperschaften, Personenvereinigungen 
und Vermögensmassen im Sinne des Körper-
schaftsteuergesetzes sind die für Zwecke der 
Körperschaftsteuer ermittelten Einkünfte aus 
Gewerbebetrieb anzusetzen. Bei der Ermittlung 
des Berliner Gewinnes bleiben unberücksich-
tigt 

1. Veräußerungsgewinne und Veräußerungsver-
luste im Sinne der §§ 14, 14 a, 16 und 18 Abs. 3 
des Einkommensteuergesetzes, 

2. Gewinne und Verluste aus der Auflösung und 
Abwicklung (Liquidation) von Körperschaf-
ten (§ 11 des Körperschaftsteuergesetzes), 

3. Gewinne und Verluste aus Abgängen von 
Wirtschaftsgütern des Anlagevermögens, 

4. Gewinne und Verluste aus der Veräußerung 
oder Entnahme von Wertpapieren des Um-
laufvermögens, 

5. Einnahmen der in § 20 Abs. 1 und 2 des Ein-
kommensteuergesetzes genannten Art und 

6. Anteile am Gewinn einer offenen Handelsge-
sellschaft, einer Kommanditgesellschaft oder 
einer anderen Gesellschaft, bei der die Gesell-
schafter als Mitunternehmer im Sinne des 
Einkommensteuergesetzes anzusehen sind. 

Hat der Unternehmer Betriebsstätten in Berlin 
(West) und an anderen Orten unterhalten, so gilt 
als Berliner Gewinn der Teil des um die in Satz 2 
bezeichneten Beträge bereinigten Gesamtge-
winns, der sich aus dem Verhältnis ergibt, in dem 
die Berliner Arbeitslöhne (Absatz 2) zu der 
Summe der Arbeitslöhne stehen, die für die bei 
allen Betriebsstätten beschäftigten Arbeitneh-
mer gezahlt worden sind. 

(2) Als Berliner Arbeitslöhne im Sinne des § 6 a 
Abs. 2 Nr. 2 gelten die nach § 28 zulagenbegün-
stigten Arbeitslöhne zuzüglich der unter § 3 
Nr. 63 oder § 40 des Einkommensteuergesetzes 
oder unter ein Doppelbesteuerungsabkommen 
fallenden nicht zulagenbegünstigten Arbeitslöh-
ne, soweit hierfür die Voraussetzungen des § 23 
Nr. 4 Buchstabe a erfüllt sind. Nicht dazu gehö-
ren Abfindungen wegen einer vom Arbeitgeber 
veranlaßten oder gerichtlich ausgesprochenen 
Auflösung des Dienstverhältnisses. 

(3) Hinzurechnungsbeträge im Sinne des § 6 a 
Abs. 2 Nr. 3 sind 

1. in den Fällen, in denen der Berliner Arbeits-
lohn des einzelnen Arbeitnehmers den Jah-
resbetrag der maßgebenden Beitragsbemes-
sungsgrenze in der gesetzlichen Rentenversi-
cherung der Angestellten übersteigt, das 
Dreifache des Betrages, der 80 vom Hundert 
dieses Jahresbetrages übersteigt, 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 
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2. das Dreifache der Vergütungen, die an Perso-
nen gezahlt werden, die zu ihrer Berufsausbil-
dung beschäftigt werden, wenn die Vergütun-
gen zu den Berliner Arbeitslöhnen nach Ab-
satz 2 gehören, höchstens 60 vom Hundert des 
Jahresbetrages der maßgebenden Beitrags-
bemessungsgrenze in der gesetzlichen Ren-
tenversicherung der Angestellten je Person, 
und 

3. 210 vom Hundert des Jahresbetrages der 
maßgebenden Beitragsbemessungsgrenze in 
der gesetzlichen Rentenversicherung der An-
gestellten, wenn der Berliner Unternehmer 
keine Körperschaft, Personenvereinigung 
oder Vermögensmasse im Sinne des § 1 Abs. 1 
Nr. 1 bis 6 des Körperschaftsteuergesetzes 
ist. 

(4) Als Aufwendungen für die Zukunftssiche-
rung der Berliner Arbeitnehmer im Sinne des 
§ 6 a Abs. 2 Nr. 4 gelten alle Aufwendungen des 
Arbeitgebers, um Berliner Arbeitnehmer oder 
diesen nahestehende Personen für den Fall der 
Krankheit, des Unfalls, der Invalidität, des Alters 
oder des Todes sicherzustellen. Berliner Arbeit-
nehmer sind Personen, denen Arbeitslöhne für 
eine Beschäftigung in Berlin (West) aus einem 
gegenwärtigen oder früheren Dienstverhältnis 
zufließen. Soweit die Aufwendungen nicht ein-
deutig Berliner Arbeitnehmern zugerechnet wer-
den können, ist der Teil dieser Aufwendungen 
anzusetzen, der sich aus dem Verhältnis der Ber-
liner Arbeitslöhne zu der Summe der Arbeits-
löhne (Absatz 1 Satz 3) ergibt. 

(5) Als Berliner Zinsen im Sinne des § 6 a Abs. 2 
Nr. 5 gelten alle Zinsen und ähnlichen Aufwen-
dungen für Fremdkapital der in Berlin (West) be-
legenen Betriebsstätten. Hierzu gehören auch 
die Vergütungen an stille Gesellschafter, die 
nicht als Mitunternehmer im Sinne des Einkom-
mensteuergesetzes anzusehen sind. Hat der Un-
ternehmer Betriebsstätten in Berlin (West) und 
an anderen Orten unterhalten, so gilt für die Er-
mittlung der Berliner Zinsen Absatz 1 Satz 3 ent-
sprechend. 

(6) Als Berliner Abschreibungen im Sinne des 
§ 6 a Abs. 2 Nr. 6 gelten 

1. die Absetzungen für Abnutzung oder Sub-
stanzverringerung, 

2. die erhöhten Absetzungen, 

3. die Sonderabschreibungen, 

4. die Abschreibungen auf den niedrigeren Teil-
wert und 

5. die nach § 6 Abs. 2 des Einkommensteuerge-
setzes als Betriebsausgaben abgesetzten An-
schaffungs- oder Herstellungskosten, 

die sich auf abnutzbare bewegliche und unbe

-

wegliche Wirtschaftsgüter beziehen, die zum An- 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 
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lagevermögen der in Berlin (West) belegenen Be-
triebsstätten des Berliner Unternehmers gehö-
ren und dort genutzt werden. 

§6c 

Berliner Vorleistungen 

(1) Als Berliner Vorleistungen im Sinne des 
§ 6 a Abs. 2 Nr. 9 gelten 

1. die Lieferungen von Gegenständen, die ein 
anderer Unternehmer in Berlin (West) herge-
stellt hat, an eine in Berlin (West) belegene 
Betriebsstätte des Berliner Unternehmers, 
wenn die Gegenstände beim Berliner Unter-
nehmer zum Waren- oder Materialeingang 
gehören oder als Warenumschließungen des 
Vertriebs bestimmt sind; ausgenommen sind 
Gegenstände, für deren Lieferung, Verbrin-
gen oder Erwerb nach § 4 Abs. 1 Kürzungen 
nicht gewährt werden; 

2. die folgenden sonstigen Leistungen, die eine 
in Berlin (West) belegene Betriebsstätte eines 
anderen Unternehmers an eine in Berlin 
(West) belegene Betriebsstätte des Berliner 
Unternehmers ausgeführt hat: 

a) die Werkleistungen, die dem Waren- oder 
Materialeingang zuzurechnen und in Ber-
lin (West) ausgeführt worden sind, 

b) die technische und wirtschaftliche Bera-
tung und Planung für Anlagen einschließ-
lich der Anfertigung von Konstruktions-, 
Kalkulations- und Betriebsunterlagen und 
der Überwachung der Ausführung sowie 
die betriebswirtschaftliche Unterneh-
mensberatung, ausgenommen Rechts- und 
Steuerberatung, wenn der Unternehmer 
bei diesen Leistungen ausschließlich oder 
zum wesentlichen Teil in Berlin (West) tä-
tig geworden ist, 

c) die Überlassung von gewerblichen Verfah
-

ren, Erfahrungen und Datenverarbei-
tungsprogrammen, die ausschließlich oder 
zum wesentlichen Teil in Berlin (West) 
entwickelt oder gewonnen worden sind, 

d) die Datenverarbeitung mit in Berlin 
(West) installierten Anlagen, 

e) die Überlassung von in Berlin (West) 
selbst hergestellten Entwürfen für Werbe-
zwecke, Modellskizzen und Modefotogra-
fien, 

f) die üblicherweise und ausschließlich der 
Werbung oder der Öffentlichkeitsarbeit 
dienenden sonstigen Leistungen der Wer-
bungsmittler und der Werbeagenturen so-
wie entsprechender Unternehmer der Öf-
fentlichkeitsarbeit, wenn der Unterneh-
mer bei diesen Leistungen ausschließlich 
oder zum wesentlichen Teil in Berlin 
(West) tätig geworden ist, 
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g) die Überlassung von in Berlin (West) her-
gestellten Lehr-, Industrie- und Werbefil-
men, 

h) die unmittelbar mit dem Betrieb Berliner 
Film- und Fernsehateliers verbundenen 
Leistungen für die Herstellung von Bild- 
und Tonträgern; das gilt nicht für Film- 
und Fernsehateliers, die von juristischen 
Personen des öffentlichen Rechts oder in 
Form privatrechtlicher Gesellschaften be-
trieben werden, deren Anteile nur juristi-
schen Personen des öffentlichen Rechts 
gehören und deren Erträge nur diesen ju-
ristischen Personen zufließen, und 

i) die Reinigung von in Berlin (West) belege-
nen Grundstücken. 

(2) Die Berliner Vorleistungen sind mit folgen-
den Werten anzurechnen: 

1. im Fall des Absatzes 1 Nr. 1 mit dem Teil des 
Entgelts, der sich bei Anwendung der Vorlei-
stungsquote (Absatz 3) des Lieferers auf das 
Entgelt ergibt; die Minderungen des Entgelts 
nach § 4 Abs. 3 Satz 1 Nr. 3 Buchstabe a und 
Nr. 5 bis 7 sind zu berücksichtigen. Ist der Lie-
ferer ein Unternehmer, dessen Jahresgesamt-
umsatz im vorletzten Wirtschaftsjahr 450 000 
DM nicht überstiegen hat, kann statt der nach 
Absatz 3 berechneten Vorleistungsquote eine 
pauschale Quote von 40 vom Hundert ange-
wendet werden; 

2. im Fall des Absatzes 1 Nr. 2 mit dem Entgelt, 
in den Fällen des Buchstaben f gemindert um 
die Entgelte, die an Dritte für die Durchfüh-
rung der Werbung gezahlt werden. 

(3) Als Vorleistungsquote gilt der Vomhundert-
satz, der sich aus dem Verhältnis ergibt, in dem 
das Eineinhalbfache der Berliner Arbeitslöhne 
(§ 6 b Abs. 2) zum wirtschaftlichen Umsatz (§ 6 a 
Abs. 3) des Lieferers steht. Der Vomhundertsatz 
ist auf die nächste durch 5 teilbare ganze Zahl 
aufzurunden. Die Vorleistungsquote ist nach dem 
vorletzten Wirtschaftsjahr zu ermitteln. 

(4) Der Lieferer hat die Vorleistungsquote oder 
die pauschale Quote und die Minderungen des 
Entgelts auf der Rechnung und der Rechnungs-
durchschrift anzugeben. Ändern sich die Berech-
nungsgrundlagen für die Quoten nachträglich, so 
sind die Änderungen bei der Berechnung der 
Vorleistungsquote zu berücksichtigen, die für das 
erste Wirtschaftsjahr maßgebend ist, für das der 
Unternehmer noch keine Rechnungen ausge-
stellt hat. 

(5) Der Unternehmer, der die Berliner Vorlei-
stungen ausführt, hat deren Voraussetzungen so-
wie die Berechnungsgrundlagen für die Vorlei-
stungsquote oder die pauschale Quote belegmä-
ßig (§ 8) und buchmäßig (§ 10) nachzuweisen." 

7. § 8 wird wie folgt geändert: 
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a) In Absatz 1 Satz 1 und 4 werden die Worte „Se-
nator für Wirtschaft" jeweils durch die Worte 
„Senator für Wirtschaft und Verkehr" er-
setzt. 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

„(2) Absatz 1 gilt entsprechend für die Lei-
stungen im Sinne des § 1 Abs. 6 und § 2 Abs. 6 
sowie für die Berliner Vorleistungen im Sinne 
von § 6 c Abs. 1." 

c) In Absatz 3 werden die Worte „Senator für 
Wirtschaft" durch die Worte „Senator für 
Wirtschaft und Verkehr" und das Wort „Wert-
schöpfung" durch das Wort „Wertschöpfungs-
quote" ersetzt. 

8. § 10 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Buchstabe h wird das Wort „Wert-
schöpfung" durch das Wort „Wertschöp-
fungsquote" ersetzt. 

bb) Buchstabe i wird wie folgt gefaßt: 

„i) in den Fällen des § 6 c die Art der 
Berliner Vorleistungen und der anre-
chenbare Wert unter Hinweis auf die 
Ursprungsbescheinigung (§ 8),". 

b) Nummer 2 wird wie folgt geändert: 

aa) Nach Buchstabe e werden die folgenden 
neuen Buchstaben f und g eingefügt: 

„f) in den Fällen des § 1 a Abs. 2 die Be-
rechnung der Berliner Wertschöp-
fungsquote, 

g) in den Fällen des § 6 c die Art der 
Berliner Vorleistung und der anre-
chenbare Wert unter Hinweis auf die 
Ursprungsbescheinigung (§ 8),". 

bb) Der bisherige Buchstabe f wird Buch-
stabe h. 

9. § 31 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

„(2) Die §§ 1 bis 13 sind vorbehaltlich der Ab-
sätze 3 bis 8 erstmals auf Umsätze und Innen-
umsätze anzuwenden, die nach dem 31. De-
zember 1984 ausgeführt werden. Auf Umsätze 
und Innenumsätze, die nach dem (Tag der 
Verkündung des Änderungsgesetzes) und vor 
dem 1. Januar 1985 ausgeführt werden, sind 
die §§ 1 bis 13 des Gesetzes in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 23. Februar 1982 
(BGBl. I S. 225) weiter anzuwenden." 

b) Nach Absatz 2 werden die folgenden neuen 
Absätze 3 bis 8 eingefügt: 

„(3) Ergeben sich für die Besteuerungszeit-
räume 1985 und 1986 niedrigere Kürzungs-
sätze als für den Besteuerungszeitraum 1984, 
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9. § 31 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird wie folgt gefaßt: 
„(2) Die §§ 1 bis 13 sind vorbehaltlich der Ab-

sätze 3 bis 8 erstmals auf Umsätze und Innen-
umsätze anzuwenden, die nach dem 31. De-
zember 1984 ausgeführt werden. Auf Umsätze 
und Innenumsätze, die nach dem (Tag der 
Verkündung des Änderungsgesetzes) und vor 
dem 1. Januar 1985 ausgeführt werden, sind 
die §§ 1 bis 13 des Gesetzes in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 23. Februar 1982 
(BGBl. I S. 225) weiter anzuwenden." 

b) Nach Absatz 2 werden die folgenden neuen 
Absätze 3 bis 8 eingefügt: 

„(3) unverändert 
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so gilt für die Anwendung der §§ 1 und 1 a fol-
gendes: 

1. Auf Umsätze und Innenumsätze, die nach 
dem 31. Dezember 1984 und vor dem 1. Ja-
nuar 1986 ausgeführt werden, kann der für 
den Besteuerungszeitraum 1984 maßge-
bende Kürzungssatz, vermindert um ein 
Drittel des Unterschiedsbetrages zu dem 
nach den Vorschriften der §§ 1 und 1 a 
ermittelten Kürzungssatz, angewendet 
werden. 

2. Auf Umsätze und Innenumsätze, die nach 
dem 31. Dezember 1985 und vor dem 1. Ja-
nuar 1987 ausgeführt werden, kann der für 
den Besteuerungszeitraum 1984 maßge-
bende Kürzungssatz, vermindert um zwei 
Drittel des Unterschiedsbetrages zu dem 
nach den Vorschriften der §§ 1 und 1 a er-
mittelten Kürzungssatz, angewendet wer

-

den. 

Beim Vergleich der Kürzungssätze sind die 
Minderungen des Entgelts oder Verrech-
nungsentgelts nach § 4 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1, 2, 4 
und 9 entsprechend zu berücksichtigen. 

(4) § 4 Abs. 2 Nr. 1 ist auf Umsätze anzuwen-
den, die nach dem 31. Dezember 1986 ausge-
führt werden. 

(5) Bei Kupfer und Kupferlegierungen in 
Form von Vor- und Rohmaterial ist das Ent-
gelt für die Kürzung nach § 2 Abs. 1 zu min-
dern 

a) bei Umsätzen, die nach dem 31. Dezember 
1984 und vor dem 1. Januar 1986 ausge-
führt werden, um 53 vom Hundert, 

b) bei Umsätzen, die nach dem 31. Dezember 
1985 und vor dem 1. Januar 1987 ausge-
führt werden, um 76 vom Hundert, 

wenn die Gegenstände von einem Berliner 
Unternehmer hergestellt worden sind, dessen 
Berliner Wertschöpfungsquote (§ 6 a Abs. 1) 
im vorletzten Wirtschaftsjahr weniger als 10 
betragen hat. 

(6) § 4 Abs. 3 Nr. 1 ist mit der Maßgabe anzu-
wenden, daß das Entgelt für die Kürzung nach 
§ 2 Abs. 1 zu mindern ist 

a) bei Umsätzen, die nach dem 31. Dezember 
1984 und vor dem 1. Januar 1986 ausge-
führt werden, um 91 vom Hundert, 

b) bei Umsätzen, die nach dem 31. Dezember 
1985 und vor dem 1. Januar 1987 ausge-
führt werden, um 82 vom Hundert. 

(7) § 4 Abs. 3 Nr. 9 ist mit der Maßgabe anzu-
wenden, daß das Entgelt für die Kürzung nach 
§ 2 Abs. 1 zu mindern ist 

a) bei Umsätzen, die nach dem 31. Dezember 
1984 und vor dem 1. Januar 1986 ausge-
führt werden, um 63 vom Hundert, 
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(5) Bei Kupfer und Kupferlegierungen in 
Form von Vor- und Rohmaterial ist das Ent-
gelt für die Kürzung nach § 2 Abs. 1 zu min-
dern 

1. bei Umsätzen, die nach dem 31. Dezember 
1984 und vor dem 1. Januar 1986 ausge-
führt werden, um 53 vom Hundert, 

2. bei Umsätzen, die nach dem 31. Dezember 
1985 und vor dem 1. Januar 1987 ausge-
führt werden, um 76 vom Hundert, 

wenn die Gegenstände von einem Berliner 
Unternehmer hergestellt worden sind, dessen 
Berliner Wertschöpfungsquote (§ 6 a Abs. 1) 
im vorletzten Wirtschaftsjahr weniger als 10 
betragen hat. 

(6) § 4 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 ist mit der Maß-
gabe anzuwenden, daß das Entgelt für die 
Kürzung nach § 2 Abs. 1 zu mindern ist 

1. bei Umsätzen, die nach dem 31. Dezember 
1984 und vor dem 1. Januar 1986 ausge-
führt werden, um 91 vom Hundert, 

2. bei Umsätzen, die nach dem 31. Dezember 
1985 und vor dem 1. Januar 1987 ausge-
führt werden, um 82 vom Hundert. 

(7) § 4 Abs. 3 Satz 1 Nr. 9 ist mit der Maß-
gabe anzuwenden, daß das Entgelt für die 
Kürzung nach § 2 Abs. 1 zu mindern ist 

1. bei Umsätzen, die nach dem 31. Dezember 
1984 und vor dem 1. Januar 1986 ausge-
führt werden, um 63 vom Hundert, 
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b) bei Umsätzen, die nach dem 31. Dezember 
1985 und vor dem 1. Januar 1987 ausge-
führt werden, um 52 vom Hundert. 

(8) Die §§ 6 a bis 6 c sind für Umsätze und 
Innenumsätze, die nach dem 31. Dezember 
1984 ausgeführt werden, erstmals für das 
Wirtschaftsjahr anzuwenden, das nach dem 
31. Dezember 1982 endet."  

c) Die bisherigen Absätze 3 bis 12 werden Ab-
sätze 9 bis 18. 

Artikel 2 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
und des § 13 Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes 
auch im Land Berlin. Rechtsverordnungen, die auf-
grund dieses Gesetzes erlassen werden, gelten im 
Land Berlin nach § 14 des Dritten Überleitungsge-
setzes. 

Artikel 3 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung 
in Kraft. 
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2. bei Umsätzen, die nach dem 31. Dezember 
1985 und vor dem 1. Januar 1987 ausge-
führt werden, um 52 vom Hundert. 

(8) unverändert 

c) unverändert 

Artikel 2 

unverändert 

Artikel 3 

unverändert 
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Bericht der Abgeordneten Frau Geiger und Dr. Spöri 

1. 

Der Gesetzentwurf — Drucksache 9/2086 — wurde 
in der 127. Sitzung des Deutschen Bundestages am 
11. November 1982 an den Finanzausschuß federfüh-
rend, an den Ausschuß für Wirtschaft und den Aus-
schuß für innerdeutsche Beziehungen mitberatend 
sowie an den Haushaltsausschuß gemäß § 96 der Ge-
schäftsordnung überwiesen. Die mitberatenden 
Ausschüsse haben der Vorlage zugestimmt. Der Fi-
nanzausschuß hat über die Vorlage am 12. und 
24. November 1982 beraten. 

Die Bundesregierung hat einen gleichlautenden 
Gesetzentwurf beim Bundesrat eingebracht 
(BR-Drucksache 458/82). 

Mit der interfraktionellen Vorlage soll die seit lan-
gem vorbereitete Neugestaltung der Herstellerprä-
ferenz nach dem Berlinförderungsgesetz verwirk-
licht werden. Das Konzept zur Neugestaltung ba-
siert insbesondere auf einer im Auftrag der Bundes-
regierung von dem Deutschen Institut für Wirt-
schaftsforschung (DIW) Berlin durchgeführten Un-
tersuchung und erhielt seine endgültige Form nach 
Auswertung eines Planspieles, mit dem der Aus-
schuß für wirtschaftliche Verwaltung in Wirtschaft 
und öffentlicher Hand e. V. beauftragt wurde und 
das von der Treuhand Vereinigung AG Frankfurt 
durchgeführt worden ist. 

Für die Herstellerpräferenz Berliner Unternehmer 
gilt hinsichtlich der Außenumsätze bisher eine 
grobe Staffelung mit einer Sockelpräferenz von 
4,5 v. H. des Entgelts bei Wertschöpfungsquoten von 
10 bis 50 v. H. Ab 50 v. H. bis 65 v. H. beträgt sie 
5 v. H. und darüber 6 v. H. Für Innenumsätze gilt 
eine allgemeine Präferenz von 6 v. H. 

Nach der Vorlage wird die Präferenzstaffel stärker 
differenziert; die Sockelpräferenz beträgt 3 v. H. des 
Entgelts bei einer Wertschöpfungsquote im vorletz-
ten Wirtschaftsjahr von 10 v. H. bis unter 15 v. H. 
Von 15 v. H. bis unter 33 v. H. steigt alle 3 v. H. Wert-
schöpfungsquote der Präferenzsatz um 0,1 v. H.-
Punkte. Ab 33 v. H. beträgt der Präferenzsatz 11 v. H. 
der Wertschöpfungsquote. Eine Staffelung nach der 
Wertschöpfungsquote soll künftig auch für die In-
nenumsätze gelten mit der Maßgabe, daß die Präfe-
renz zum Ausgleich für die fehlende Abnehmerprä-
ferenz um je einen Vomhundertpunkt erhöht wird. 

Die Berliner Wertschöpfungsquote wird bisher grob 
durch die Diffrenz zwischen wirtschaftlichem Um-
satz und wirtschaftlichem Materialeinsatz ermittelt. 
Künftig soll die Wertschöpfung additiv aus den fol-
genden Komponenten ermittelt werden: 

a) dem Berliner Gewinn, bereinigt um verschiedene 
Positionen, die keine Berliner Wertschöpfung 
sind. Ein Verlust ist bei der Ermittlung der Wert-
schöpfung abzuziehen, 

b) den Arbeitslöhnen, 

c) Hinzurechnungsbeträgen 
— für bestimmte Arbeitnehmer, 
— für Auszubildende und 
— für Einzelunternehmer und Personengesell-

schaften, 

d) den Aufwendungen für die Zukunftssicherung 
der Berliner Arbeitnehmer, 

e) den Berliner Zinsen, 

f) den Abschreibungen, 

g) dem Erhaltungsaufwand, 

h) den Miet- und Pachtaufwendungen sowie den 
Erbbauzinsen und 

i) dem anrechenbaren Wert der Berliner Vorlei-
stungen. 

Durch die stärkere Differenzierung der Präferenz-
sätze und Verfeinerung der Wertschöpfungsermitt-
lung soll Mängeln des bisherigen Systems entgegen-
gewirkt werden,  die  insbesondere in einer relativ ho-
hen Präferenzierung niedriger Berliner Wertschöp-
fung und einem mangelhaften Anreiz zur Erhöhung 
der Berliner Wertschöpfung wegen der zu groben 
Staffelung lagen und als mitursächlich für die un-
ausgewogene Entwicklung der Berliner Wirtschaft 
angesehen werden. Dabei werden die Anreize für die 
Beschäftigung qualifizierter Abeitnehmer und Aus-
zubildender in Berlin (West) verstärkt, um der nega-
tiven Entwicklung der Beschäftigtenstruktur entge-
genzuwirken. 

Die Neuregelung soll ab 1985 gelten und im Inter-
esse des Vertrauensschutzes in den ersten beiden 
Jahren Übergangshärten mildern. 

Die Neuregelung erfolgt aufkommensneutral mit 
Ausnahme der Übergangsregelung, die zusätzlich zu 
insgesamt 80 Mio. DM Steuermindereinnahmen in 
den Jahren 1985 und 1986 führt; davon entfallen auf 
den Bund ca. 52 Mio. DM. 

Der Ausschuß sieht in Übereinstimmung mit den 
mitberatenden Ausschüssen in der Vorlage ein 
schlüssiges Konzept für eine wirksamere und posi-
tive Beeinflussung der Entwicklung der gesamten 
Berliner Wirtschaft, das zugleich Fehlentwicklun-
gen infolge des zu groben geltenden Systems mittel-
fristig zu korrigieren verspricht. Der Ausschuß ver-
kennt dabei nicht, daß die Verfeinerung des Systems 
ein Mehr an Ermittlungsaufwand bei den Berliner 
Untenehmen und der Finanzverwaltung bedingt. 
Nachdem die Berliner Wirtschaft insgesamt bereit 
ist, diese Folge in Kauf zu nehmen, sollte es auch 
nicht an der Mitwirkungsbereitschaft des Staates 
mangeln. 

Die Änderung in Nummer 1 Buchstabe a verhindert, 
daß die Vorschriften des § 4 Abs. 2 Nr. 2 und des § 4 
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Abs. 3 Satz 1 Nr. 3 in der Weise ausgelegt werden 
können, daß sich bei bestimmten Halbfabrikaten zur 
Trinkbranntweinherstellung eine ungerechtfertigte 
Überpräferenzierung ergibt. Die übrigen Änderun-
gen sind redaktioneller Natur. 

Der Ausschuß hat die Beschlußempfehlung des Fi-
nanzausschusses des Bundesrates zum gleichlau-
tenden Regierungsentwurf in die Beratung einbezo-
gen, die eine Überpräferenzierung bei Fertigschoko-
lade feststellt und deshalb eine Minderung der Be-
messungsgrundlage für die Abnehmerpräferenz 

und die Präferenz für Innenumsätze vorschlägt. 
Nachdem die Bundesregierung erklärt hat, sie 
werde eine erneute Prüfung in diesem Bereich vor-
nehmen und werde den Finanzausschuß des Bun-
destages bis zum 30. September 1983 über das Er-
gebnis der Prüfung unterrichten, wurde ein entspre-
chender Entschließungsantrag der CDU/CSU nicht 
mehr weiter verfolgt. Von seiten der Opposition 
wurde auf die Notwendigkeit hingewiesen, die Ge-
setzesnovelle nach einem aussagekräftigen Zeit-
raum insgesamt auf ihre Wirkung zu prüfen. 

Bonn, den 24. November 1982 

Frau Geiger 	Dr. Spöri 

Berichterstatter 








